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A. Bericht des Abgeordneten Kühlthau 


i. 

Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat den Entwurf des 
Volkszählungsgesetzes 1961 in seiner 134. Sitzung 
am 7. Dezember 1960 in erster Lesung beraten und 
anschließend dem Ausschuß für Inneres federfüh- 
rend und dem Ausschuß für Heimatvertriebene so- 
wie dem Haushaltsausschuß mitberatend überwie- 
sen. Der federführende Ausschuß für Inneres hat 
sich in seinen Sitzungen am 19. und 26. Januar so- 
wie am 9. Februar 1961, der Ausschuß für Heimat- 
vertriebene am 11. Januar 1961 und der Haushalts- 
ausschuß am 25. Januar und 8. Februar 1961 mit der 
Vorlage befaßt. Der Ausschuß für Heimatvertriebene 
hat sich dabei auf die in § 3 Nr. 1 Buchstabe a und § 4 
Nr. 4 enthaltenen Bestimmungen für Vertriebene 
und Sowjetzonenflüchtlinge und Unternehmen von 
solchen beschränkt, Bedenken gegen die Vorschläge 
der Bundesregierung aber nicht erhoben. Der feder- 
führende Ausschuß für Inneres hat in der Schluß- 
abstimmung den Gesetzentwurf in der aus der An- 
lage ersichtlichen Fassung einstimmig angenommen. 

Die Notwendigkeit der Durchführung der für das 
Jahr 1961 in Aussicht genommenen Volks- und Be- 
triebsstättenzählung sowie des 1962 durchzuführen- 
den Verkehrszensus wurde einhellig bejaht. Dabei 
wurde die Erwartung ausgesprochen, daß die Bun- 
desregierung in Zukunft diese Zählung in einem 
zehnjährigen Turnus durchführen wird. 


Im Hinblick auf die zahlreichen in der letzten 
Zeit verabschiedeten gesetzlichen Grundlagen für 
Teilzählungen, z. B. in Handwerk, Handel, Gast- 
stättengewerbe und Landwirtschaft, wurde im Laufe 
der Beratungen darauf hingewiesen, daß die Bun- 
desregierung vor längerer Zeit die Einbringung 
eines Gesetzentwurfs zugesagt habe, durch den all- 
gemeine gesetzliche Grundlagen für die Durch- 
führung notwendiger Zählungen geschaffen werden 
sollten. Nach Ansicht des Ausschusses für Inneres 
empfiehlt sich die baldige Vorlage des Entwurfs 
eines solchen allgemeinen Gesetzes für statistische 
Erhebungen. 

II. 

Die einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1 

Absatz 1 

Die Volkszählung ist auf den 6. Juni 1961 ange- 
setzt worden, da die notwendige Zeit für die Vor- 
bereitung der Zählung am 9. Mai 1961 nicht mehr 
ausreicht. 

Absatz 2 

In Übereinstimmung mit dem Bundesverkehrs- 
ministerium wurde der Termin für die Durchfüh- 
rung des Verkehrszensus auf den 30. September 1962 
festgelegt. 
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Zu § 2 

Das Wort „notwendige" wurde gestrichen und 
das Wort „Kontrollen" entsprechend dem Vorschlag 
des Bundesrates in „Kontrollbefragungen" geän- 
dert. 

Zu § 3 

hat der Ausschuß für Kommunalpolitik und öf- 
fentliche Fürsorge, dem der Regierungsentwurf nicht 
durch das Plenum zur Mitberatung überwiesen wor- 
den war, auf eine Eingabe des Deutschen Landkreis- 
tages, des Deutschen Städtebundes und des Deut- 
schen Gemeindetages hin empfohlen, den Begriff 
der Wohnbevölkerung, auf den u. a. die allgemei- 
nen Finanzzuweisungen, die Zuweisungen von 
Wohnungsbaumitteln oder andere Zuweisungen ab- 
gestellt werden, dahingehend festzulegen, daß die 
Wochenendpendler den Wohnsitzgemeinden und 
nicht den Betriebsgemeinden zugerechnet würden; 
die Wohnsitzgemeinden als Hauptwohnsitz der 
Pendler hätten die Hauptlasten der gemeindlichen 
Aufwendungen für die verschiedenen gemeindlichen 
Zwecke zu tragen, so daß es gerechtfertigt sei, die 
Wochenendpendler in Zukunft der Wohnbevölke- 
rung der Wohnsitzgemeinden und nicht der Be- 
triebsgemeinden zuzuzählen. Von seiten des Sta- 
tistischen Bundesamtes wurde darauf hingewiesen, 
daß in der Mehrzahl der benachbarten Länder die 
Auszählungen nach der Methode des hiesigen Bun- 
desamtes durchgeführt würden, die Pendler den Be- 
triebsgemeinden zuzurechnen, und daß es im 
Interesse der Vergleichbarkeit der Ergebnisse der 
Zählung dringend erwünscht sei, an der hergebrach- 
ten Methode festzuhalten. Von dem Vertreter des 
Statistischen Bundesamtes wurde aber die Zusage 
gegeben, die Wohnbevölkerung der Gemeinden nach 
beiden Methoden auszuzählen, so daß die Länder 
in die Lage versetzt würden, ihre Zuweisungen an 
die Gemeinden nach den Zählergebnissen für die 
Wohnsitzgemeinden oder die Betriebsgemeinden 
vorzunehmen. Wenn auch der federführende Aus- 
schuß aus den von den genannten kommunalen 
Spitzenverbänden dargelegten Gründen die Erfas- 
sung der Wochenendpendler bei den Wohnsitzge- 
meinden für angebracht hält, hat er sich aus Grün- 
den der Vergleichbarkeit der Bevölkerungsstatistik 
nicht zu der gewünschten gesetzlichen Festlegung 
des Begriffs der Wohnbevölkerung im Rahmen die- 
ses Gesetzes entschließen können, da diese Frage 
aus rechtssystematischen Gründen hier nicht zu 
regeln ist und zudem das Statistische Bundesamt 
die Zusage gegeben hat, die Wohnbevölkerung 
nach beiden Methoden auszuzählen, 

Nr. 1 

In Buchstabe a wurden entsprechend dem Vor- 
schlag des Bundesrates die Worte „das Bundesge- 
biet" durch die Worte „den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes" ersetzt. Dagegen konnte der Ausschuß 
dem Vorschlag des Bundesrates, dem auch die Bun- 
desregierung nicht gefolgt war, nicht folgen, die 
Worte „ehemalige Kriegsgefangene und Inter- 
nierte" zu streichen. Der Ausschuß hält die geson- 
derte Erfassung dieses Personenkreises für notwen- 


dig. Bezüglich der Frage nach der Religionszuge- 
hörigkeit wurde ein Antrag, diese Frage zu strei- 
chen, nicht angenommen, aber klargestellt, daß die 
Befragten zu Angaben über ihre Religionszugehörig- 
keit nicht verpflichtet sind. Das Zählpersonal soll 
hierüber belehrt werden. 

Bei Buchstabe c wurde die Befragung bestehender 
Ehen auf das Eheschließungsjahr beschränkt. Es be- 
standen erhebliche Bedenken gegenüber den beab- 
sichtigten weiteren Fragen, ob Erstehe und für alle 
Frauen nach der Zahl der ehelich geborenen Kin- 
der. Hieraus würden sich auch in erheblichem Um- 
fange Doppelzählungen von Kindern ergeben, die 
im übrigen in der allgemeinen Haushaltsliste er- 
fragt werden. Der von dem Berichterstatter gestellte 
Antrag, die von dem Bundesminister für Familien- 
fragen vorgeschlagene Formulierung zu § 3 Nr. 1 
Buchstabe c in das Gesetz aufzunehmen, wurde mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Zu Buchstabe e ergab sich eine längere Dis- 
kussion, ob es ratsam sei, die Erhebung auch auf 
die benutzten Beförderungsmittel, die Parkmöglich- 
keiten usw. zu erstrecken. Von Beschlüssen in dieser 
Hinsicht wurde abgesehen, um die termingemäße 
Durchführung der Volkszählung am 6. Juni 1961 
nicht zu gefährden. Dabei wurde aber darauf hin- 
gewiesen, daß es den Gemeinden möglich sei, eigene 
Erhebungen über diese Fragen, die für die einzelne 
Gemeinde von wesentlicher Bedeutung sein kön- 
nen, im Zusammenhang mit der allgemeinen Zäh- 
lung am 6. Juni 1961 durchzuführen. 

Nr. 2 

Zu Nr. 2 wurde von Mitgliedern des Ausschusses 
für Inneres sowie vom Bundesvorstand des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes angeregt, die Zählung 
der bewohnten Gebäude durch eine Mietpreiser- 
hebung zu erweitern. Als Grund wurde auf die not- 
wendige Feststellung der jetzigen Durchschnitts- 
raummieten hingewiesen, die ein wesentliches 
Merkmal bei der Zuweisung der einzelnen Orte 
zu den Ortsklassen des öffentlichen Besoldungs- 
wesens darstellen. Die Anregung fand im Ausschuß 
keine Mehrheit. Es würde für die Allgemeinheit 
eine kaum zumutbare zusätzliche Befragung sein, 
die allein für Zwecke der Besoldung im öffentlichen 
Dienst bestimmt sein würde. Die Auswertung einer 
solchen Mietpreiserhebung würde zudem nach An- 
sicht des Statistischen Bundesamtes mindestens 

2 Jahre erfordern. In dieser Zeit dürften sich aber 
die Tendenzen zur Beseitigung der Ortsklasse B 
noch verstärken und daher möglicherweise die Er- 
hebung, soweit sie die Ortsklasse B angehe, durch 
die Entwicklung der Verhältnisse überholt sein. Es 
ist zwar anzuerkennen, daß sich die Durchschnitts- 
raummieten seit 1956 erhöht haben; sie müssen aber 
keineswegs zu einer veränderten Zuweisung zu den 

3 Ortsklassen führen. Das würde nur der Fall sein, 
wenn sich das Verhältnis der Durchschnittsraum- 
mieten in den einzelnen Orten zueinander ver- 
schoben haben würde. Das dürfte aber in der Regel 
nicht der Fall sein. Ein wohnungswirtschaftliches 
Interesse an der Durchführung einer allgemeinen 
Mietpreiserhebung, die das gesamte Zählgeschäft 
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zusätzlich erschwert -haben würde, wird z. Z. vom 
Bundeswohnungsbauministerium verneint; das Miet- 
preisgefüge sei seit dem Vorjahr in Bewegung, und 
eine Erhebung würde im Augenblick zutreffende 
Erkenntnisse über die Mietkosten nicht liefern. 

Nr. 3 

In Buchstabe c wurde das Wort „Vorhandensein" 
durch das Wort „Bestand" ersetzt. 

Zu § 5 

lag dem federführenden Ausschuß eine Eingabe 
der Zentralarbeitsgemeinschaft des Straßenver- 
kehrsgewerbes vor, den für das Jahr 1962 vor- 
gesehenen Verkehrszensus vorläufig zu verschieben. 
Es sollten zunächst die Ergebnisse der Erhebung 
der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstätten abge- 
wartet werden, die möglicherweise die Ergebnisse 
liefern würde, die von der beabsichtigten Erhebung 
im Verkehrsgewerbe zu erwarten seien. Der Herr 
Bundesminister für Verkehr sowie der Ausschuß 
für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen, der von 
dem federführenden Ausschuß um seine Stellung- 
nahme über die Zweckmäßigkeit der Durchführung 
des Verkehrszensus gebeten worden war, sprachen 
sich nachdrücklich für seine Durchführung aus. Der 
Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 
stellte dabei fest, daß es sich bei dem Verkehrs- 
zensus nicht um eine Doppelbefragung der Aus- 
kunftspflichtigen handele; die Statistik der Kosten 
und Leistungen im Binnengüterverkehr im Jahre 
1959 liege 3 Jahre vor dem Zeitpunkt des Zensus ; 
die Erhebung 1959 habe zudem nur einen kleinen 
Teil der in Betracht kommenden Betriebe erfaßt. 
Der Ausschuß für Inneres hat sich daher der Ab- 
sicht der Bundesregierung langeschlossen, den Ver- 
kehrszensus im Jahre 1962 durchzuführen, der, wie 
bereits oben bemerkt wurde, nunmehr mit dem 
Stichtag des 30. September 1962 vorgesehen ist. 
Der § 5 wurde im übrigen in der Fassung der Ände- j 
rungsvorschläge des Bundesrates angenommen. 

Zu § 7 

Entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates 
wurde ein neuer Absatz 01 vorangestellt. Dabei 
stimmte der federführende Ausschuß dem Absatz 1 
in der vom Bundesrat vor geschlagenen Fassung zu. 

Zu § 8 

In Absatz 1 wurden die Worte „nach Anforderun- 
gen" durch die Worte „auf Anforderung 11 ersetzt. 

Absatz 2 wurde ebenfalls in der Fassung der 
Vorschläge des Bundesrates angenommen. Bei aller 
Bedeutung der Zählung darf die lebenswichtige Tä- 
tigkeit öffentlicher Dienste nicht unterbrochen oder 
wesentlich eingeschränkt werden, 

Zu § 9 

Der Ausschuß für Inneres hat sich der Auffassung 
des Bundesrates angeschlossen, der auch die Bun- 
desregierung beigetreten war, daß die beim Ver- 
kehrszensus gewonnenen Angaben gemäß § 5 Nr. 1 


Buchstabe b von der Weiterleitunig ausgeschlossen 
bleiben müssen. 

Zu § 10 

Der Ausschuß für Kommunalpolitik und öffent; 
liehe Fürsorge hat sich mit der in § 10 vorgese- 
henen Finanzzuweisung befaßt, die den Ländern 
die Mehrbelastungen, die ihnen und den Gemein- 
den durch die Ausführung dieses Gesetzes erwach- 
sen bzw. durch die bereits durchgeführten Zählun- 
gen der Landwirtschaft und des Handels schon er- 
wachsen sind, teilweise ausgleichen soll. 

Die Finanzzuweisung, die 1,20 DM je Kopf der 
Wohnbevölkerung betragen soll, ist Anfang 1960, 
also vor den Besoldungserhöhungen der Jahre 1960 
und 1961, festgelegt worden. Der Ausschuß für 
Kommunalpolitik regte daher an, zu prüfen, ob sich 
im Hinblick auf die seit Anfang 1960 eingetretene 
Erhöhung der Personalkosten eine angemessene An- 
hebung des Kopfbetrages empfehle. Der Ausschuß 
für Inneres hat diese Frage eingehend geprüft. Der 
Anteil der personellen Aufwendungen an den Ge- 
samtkosten der Länder für die Durchführung der 
Volkszählung beträgt 65,5 v. H. Bei einer durch- 
schnittlichen Anhebung der Beamtengehälter und 
Angestelltenvergütungen seit Anfang 1960, bei den 
Angestellten teilweise erst ab 1. April 1961, um 
17,5 v. H. hielt der federführende Ausschuß eine 
Heraufsetzung des Kopfbetrages von 1,20 DM auf 
1,35 DM für angemessen. Der zunächst nur gemäß 
§ 96 GO eingeschaltete Haushaltsausschuß hat dem- 
gegenüber auf die auf den Bundeshaushalt zukom- 
menden Mehrausgaben hingewiesen; er müsse 
etwaige Mehrausgaben abwenden oder vermindern 
und hat deshalb gebeten, die von dem federführen- 
den Ausschuß beschlossene Anhebung noch einmal 
zu überprüfen. Der Ausschuß war nach nochmaliger 
Erörterung dieser Frage einstimmig der Auffassung, 
an seinem Beschluß festzuhalteq. Die sich daraus 
ergebende Mehrbelastung beträgt 8,4 Mio DM, die 
sich zudem zu gleichen Teilen auf die Haushalts- 
jahre 1961, 1962 und 1963 verteilt. Dabei geht der 
Ausschuß davon aus, daß die Länder die Gemein- 
den an dieser Zuweisung angemessen beteiligen. 
Der Aufwand der Gemeinden für das von ihnen 
durchzuführende reine Zählgeschäft ist von 'den 
kommunalen Spitzenverbänden mit durchschnittlich 
0,85 DM je Kopf der Wohnbevölkerung veranschlagt 
worden. 

Der gemäß Beschluß des Plenums vom 8. Februar 
1961 noch nachträglich als mitberatend eingeschal- 
tete Haushaltsausschuß hat sich in seiner Sitzung 
vom 8. Februar 1961 noch einmal unter dem Ge- 
sichtspunkt des Finanzausgleichs mit dem § 10 be- 
faßt und wie folgt Stellung genommen: 

„Der Haushaltsausschuß hat die vorgeschlagene 
Anhebung unter den Gesichtspunkten der Finanz- 
verfassung und der gesamten Haushaltslage über- 
prüft. Er kam zu dem Ergebnis, daß es sich bei der 
Kostenregelung des § 10 des Gesetzentwurfs um 
eine Finanzzuweisung im Sinne des Artikels 106 
Abs. 5 Satz 2 des Grundgesetzes handelt. Der im 
Gesetzentwurf festgesetzte Betrag von 1,20 DM 
ist lediglich als Bemessungsfaktor für die Höhe 
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der Finanzzuweisung anzusehen, die von der sehr günstigen Haushaltslage der Länder nicht 
Bundesregierung im Einvernehmen mit den Län- erforderlich. Der Berichterstatter des Innenaus- 

dern vorgeschlagen wurde. Eine Änderung der schusses wird gebeten, die abweichende Auffas- 

Bemessungsgrundlage mit dem Ziele einer Er- sung des Haushaltsausschusses dem Plenum zu 
höhung der Finanzzuweisung ist angesichts der berichten/' 

Bonn, den 9. Februar 1961 

Kühlthau 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2255 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 9. Februar 1961 

Der Ausschuß für Inneres 

Schmitt- Vockenhausen Kühlthau 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über eine Zählung der Bevölkerung und der nicht- 
landwirtschaftlichen Arbeitsstätten und Unternehmen im 
Jahre 1961 sowie über einen Verkehrszensus im Jahre 1962 
(Volkszählungsgesetz 1961) 

— Drucksache 2255 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Zählung der Bevölkerung und der nicht- 
landwirtschaftlichen Arbeitsstätten und Unternehmen 
im Jahre 1961 sowie über einen Verkehrszensus 
im Jahre 1962 
(Volkszählungsgesetz 1961) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Am 9 Mai 1961 werden eine Volks- und Be- 
rufszählung mit Feststellungen über die bewohnten 
Gebäude sowie eine Zählung der nichtlandwirt- 
schaftlichen Arbeitsstätten und Unternehmen (allge- 
meine Arbeitsstättenzählung) durchgeführt. 

(2) Im Jahre 1962 wird ein Verkehrszensus 
durchgeführt, der alle in § 5 Nr. 1 und 3 bezeich- 
neten Arbeitsstätten und Unternehmen sowie bis zu 
15 vom Hundert der in § 5 Nr. 2 bezeichneten 
Arbeitsstätten und Unternehmen umfaßt. 

§ 2 

Zu den in § 1 bezeichneten Zählungen kön- 
nen notwendige Probebefragungen und Kontrollen 
sowie eine Gebäudevorerhebung durchgeführt wer- 
den. 

§ 3 

Bei der Volks- und Berufszählung werden er- 
hoben: 

1. Als Merkmale zu Person, Familie # und Haus- 
halt 

a) Angaben zur Person, Stellung zum 
Haushaltsvorstand, Religionszugehörigkeit, 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Zählung der Bevölkerung und der nicht- 
landwirtschaftlichen Arbeitsstätten und Unternehmen 
im Jahre 1961 sowie über einen Verkehrszensus 
im Jahre 1962 
(Volkszählungsgesetz 1961) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Am 6. Juni 1961 werden eine Volks- und Be- 
rufszählung mit Feststellungen über die bewohnten 
Gebäude sowie eine Zählung der nichtlandwirtschaft- 
lichen Arbeitsstätten und Unternehmen (allgemeine 
Arbeitsstättenzählung) durchgeführt. 

(2) Am 30. September 1962 wird ein Verkehrs- 
zensus durchgeführt, der alle in § 5 Nr. 1 und 3 
bezeichneten Arbeitsstätten und Unternehmen so- 
wie bis zu 15 vom Hundert der in § 5 Nr. 2 be- 
zeichneten Arbeitsstätten und Unternehmen um- 
faßt. 

§ 2 

Zu den in § 1 bezeichneten Zahlungen können 
Probebefragungen und Kontrollbefragungen sowie 
eine Gebäudevorerhebung durchgeführt werden. 

§ 3 

Bei der Volks- und Berufszählung werden er- 
hoben: 

1. Als Merkmale zu Person, Familie und Haus- 
halt 

a) Angaben zur Person, Stellung zum 
Haushaltsvorstand, Religionszugehörigkeit, 
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Entwurf 

Staatsangehörigkeit, zweiter Wohnsitz; Zu- 
zug in das Bundesgebiet , Angaben über 
Vertriebene, Sowjetzonenflüchtlinge, ehe- 
malige Kriegsgefangene und Internierte; 
abgeschlossene Ausbildung an einer Be- 
ruf sf ach-, Fach- oder Hochschule; 

b) für abwesende Haushaltsmitglieder außer- 
dem Grund der Abwesenheit und Art der 
Unterkunft am Aufenthaltsort, für besuchs- 
weise Anwesende Grund der Anwesenheit 
und ständiger Wohnort; 

c) für bestehende Ehen Eheschließungsjahr 
und Angabe , ob Erstehe ; für alle Frauen 
Zahl und Geburtsjahr der lebendgebore- 
nen Kinder; 

d) Stellung zum Erwerbsleben; Arbeitsstätte, 
Umfang der Erwerbstätigkeit, ausgeübter 
Beruf, Stellung im Beruf; 

e) für Personen mit getrennter Wohn- und 
Arbeits- bzw. Ausbildungsstätte, außerdem 
Angaben über den Weg zur Arbeits- bzw. 
Ausbildungsstätte; 

f) für Inhaber oder Leiter einer nichtland- 
wirtschaftlichen Arbeitsstätte, außerdem 
Angaben über die beschäftigten Personen. 

2. Für bewohnte Gebäude, Bodenbewirtschaftung 
und Binnenfischerei 

a) Baujahr, Art und Ausstattung der Gebäude 
und ihre räumliche Einteilung; 

b) Größe der bewirtschafteten Bodenfläche, 
Beschäftigung familienfremder Arbeits- 
kräfte; bei bewirtschafteten Gesamtflächen 
unter 0,5 ha Art der Nutzung; 

c) Vorhandensein und Art von Binnenfische- 
reibetrieben. 

§ 4 

Bei der allgemeinen Arbeitsstättenzählung wer- 
den erhoben: 

1. Art der Arbeitsstätten und Unternehmen und 
der ausgeübten Tätigkeiten; 

2. Zahl und Art der Voll- und Teilbeschäftigten; 

3. Rechtsform der Unternehmen; 

4. Unternehmen von Vertriebenen und Sowjet- 
zonenflüchtlingen; 

5. Art der vorhandenen Transportmittel und Ver- 
kehrseinrichtungen sowie Zahl der vorhande- 
nen Kraftfahrzeuge. 

§ 5 

Bei dem Verkehrszensus 1962 werden erhoben: 

1. Bei Arbeitsstätten und Unternehmen des ge- 
werblichen Verkehrs 
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Staatsangehörigkeit, zweiter Wohnsitz; Zu- 
zug in den Geltungsbereich dieses Gesetzes, 
Angaben über Vertriebene, Sowjetzonen- 
flüchtlinge, ehemalige Kriegsgefangene und 
Internierte; abgeschlossene Ausbildung an 
einer Berufsfach-, Fach- oder Hochschule; 

b) unverändert 


c) für bestehende Ehen das Eheschließungs- 
jahr; 


d) Stellung im Erwerbsleben; Arbeitsstätte, 
Umfang der Erwerbstätigkeit, ausgeübter 
Beruf, Stellung im Beruf; 

e) unverändert 


f) unverändert 


2. Für bewohnte Gebäude, Bodenbewirtschaftung 
und Binnenfischerei 

a) unverändert 

b) unverändert 


c) Bestand und Art von Binnenfischereibe- 
trieben. 

§ 4 

unverändert 


§ 5 

Bei dem Verkehrszensus 1962 werden erhoben: 

1. Bei Arbeitsstätten und Unternehmen des ge- 
werblichen Verkehrs 
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a) Art und Tätigkeiten dieser Arbeitsstätten 
und Unternehmen; 

b) Zahl und geleistete Arbeitsstunden der 
Voll- und Teilbeschäftigten nach der Art 
ihrer im Verkehr ausgeübten Funktionen 
und nach der Stellung im Betrieb; 

c) Zahl, Art und Kapazität der Transport- 
mittel und Verkehrseinrichtungen; 

d) Umsatzstruktur, Aufwendungen für wich- 
tige Fremdleistungen und für Löhne und 
Gehälter im Geschäftsjahr 1961; 

e) Anschaffung und Verkauf von Anlagever- 
mögen in den Geschäftsjahren 1960 und 
1961. 

2. Bei Arbeitsstätten und Unternehmen mit 
Werkverkehr 

a) Art und Tätigkeiten dieser Arbeitsstätten 
und Unternehmen im Verkehr; 

b) Zahl und geleistete Arbeitsstunden der 
Voll- und Teilbeschäftigten nach der Art 
ihrer im Verkehr ausgeübten Funktionen; 

c) Zahl, Art und Kapazität der selbst genutz- 
ten Transportmittel und Verkehrseinrich- 
tungen. 

3. Bei Arbeitsstätten und Unternehmen, die 
neben anderen Tätigkeiten auch Verkehrs- 
leistungen für fremde Rechnung ausführen, 

außer den Angaben zu Nummer 2 auch An- 
gaben über die Erlöse für diese Verkehrs- 
leistungen. 

§ 6 

Auskunftspflichtig sind 

1. für die Volks- und Berufszählung die Haus- 
haltsvorstände und die volljährigen Mitglie- 
der der Haushalte sowie die Grundstücks- 
bzw. Gebäudeeigentümer oder -Verwalter oder 
deren Vertreter; 

2. für die allgemeine Arbeitsstättenzählung 
sowie für den Verkehrszensus die Inhaber 
oder Leiter der Arbeitsstätten und Unter- 
nehmen. 

§ 7 


(1) Für die Durchführung der Erhebung können 
auch ehrenamtliche Zähler, jedoch keine Personen 
unter 16 Jahren verpflichtet werden. Die Zähler- 
tätigkeit darf nur aus wichtigem Grunde abgelehnt 
werden. 


(2) Der Zähler ist berechtigt und verpflichtet, die 
notwendigen Eintragungen selbst vorzunehmen, so- 
weit dies zur Erfüllung des Zählungszweckes er- 


13 e Schlüsse des 6. Auss c h u s s o s 

a) unverändert 

b) Zahl der Voll- und Teilbeschäftigten nach 
der Art ihrer im Verkehr ausgeübten Funk- 
tionen und nach der Stellung im Betrieb 
sowie die von ihnen in einem Monat ge- 
leisteten Arbeitsstunden; 

c) unverändert 

d) unverändert 


e) unverändert 


2. Bei Arbeitsstätten und Unternehmen mit 

Werkverkehr 

a) unverändert 

b) Zahl der Voll- und Teilbeschäftigten nach 
der Art ihrer im Verkehr ausgeübten Funk- 
tionen sowie die von ihnen in einem Monat 
geleisteten Arbeitsstunden; 

c) unverändert 


3. Bei Arbeitsstätten und Unternehmen, die 
neben anderen Tätigkeiten auch Verkehrs- 
leistungen für fremde Rechnung ausführen, 

außer den Angaben zu Nummer 2 auch An- 
gaben über die Erlöse für diese Verkehrs- 
leistungen im Geschäftsjahr 1961. 

§ 6 

unverändert 


§ 7 

(01) Die Landesregierungen bestimmen die Er- 
hebungsstellen. 

(1) Zur Übernahme der ehrenamtlichen Zähler- 
tätigkeit ist jeder Deutsche vom 18. Lebensjahr an 
verpflichtet. Die Zählertätigkeit darf nur aus wich- 
tigem Grunde abgelehnt werden. Jugendliche, die 
das 16. Lebensjahr vollendet haben, können mit Zu- 
stimmung des Erziehungsberechtigten als Zähler 
eingesetzt werden. 

(2) unverändert 
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forderlich und der Auskunftspflichtige hiermit ein- 
verstanden ist. 

§ 8 

(1) Der Bund, die Länder, die Gemeinden, Ge- 
meindeverbände und sonstige Körperschaften des 
öffentlichen Rechts sind verpflichtet, ihre Bedienste- 
ten nach Anforderungen der Erhebungsstellen für 
die Zählertätigkeit zur Verfügung zu stellen. 

(2) Der technische Dienst lebenswichtiger öffent- 
licher Betriebe darf durch diese Verpflichtung nicht 
unterbrochen werden. 

§ 9 

(1) Alle mit den Zählungen und Befragungen 
nach §§ 1 und 2 sowie mit der Bearbeitung der 
Zählpapiere befaßten Personen sind zur Verschwie- 
genheit über alle persönlichen und sachlichen An- 
gaben verpflichtet, die bei der Zählung zu ihrer 
Kenntnis gelangen. Die Vorschriften des § 12 des 
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) blei- 
ben unberührt. 

(2) Die Weiterleitung von Einzelangaben nach 
§§ 3, 4, 5 Nr. 1 Buchstabe b mit Ausnahme der An- 
gaben über Name und Anschrift der befragten Per- 
sonen, Arbeitsstätten und Unternehmen für wissen- 
schaftliche Zwecke ist zugelassen, wenn die Geheim- 
haltung (§ 12 Abs. 1 und 4 des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke) gewährleistet ist. 

(3) Die Gebäude- und Haushaltslisten der Volks- 
und Berufszählung können mit entsprechenden 
Unterlagen der Gemeinden verglichen werden; die 
Angaben über den Vor- und Zunamen, das Ge- 
burtsdatum und die Anschrift können zur Berichti- 
gung der Melderegister benutzt werden. 

§ 10 

Der Bund gewährt den Ländern zum Ausgleich 
der Mehrbelastungen, die ihnen und den Gemein- 
den durch dieses Gesetz und die damit zusammen- 
hängenden ergänzenden Zählungen der Landwirt- 
schaft und des Handels auferlegt werden, eine 
Finanzzuweisung in Höhe von 1,20 DM je Einwoh- 
ner. Maßgebend ist die Wohnbevölkerung, die das 
Statistische Bundesamt für den 9. Mai 1961 fest- 
stellt. Die Finanzzuweisung ist in drei gleichen 
Teilbeträgen am 1. Juli 1961, 1. Juli 1962 und 1. Juli 
1963 zu zahlen. 

§ 11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 8 

(1) Der Bund, die Länder, die Gemeinden, Ge- 
meindeverbände und sonstige Körperschaften des 
öffentlichen Rechts sind verpflichtet, ihre Bedienste- 
ten auf Anforderung der Erhebungsstellen für die 
Zählertätigkeit zur Verfügung zu stellen. 

(2) Lebenswichtige Tätigkeit Öffentlicher Dienste 
darf durch diese Verpflichtung nicht unterbrochen 
werden. 

§ 9 

(1) unverändert 


(2) Die Weiterleitung von Einzelangaben nach 
§§ 3 und 4 mit Ausnahme der Angaben über Namen 
und Anschrift der befragten Personen, Arbeitsstät- 
ten und Unternehmen für wissenschaftliche Zwecke 
ist zugelassen, wenn die Geheimhaltung (§ 12 Abs. 1 
und 4 des Gesetzes über die Statistik für Bundes- 
zwecke) gewährleistet ist. 

(3) unverändert 


§ 10 

Der Bund gewährt den Ländern zum Ausgleich 
der Mehrbelastungen, die ihnen und den Gemein- 
den durch dieses Gesetz und die damit zusammen- 
hängenden ergänzenden Zählungen der Landwirt- 
schaft und des Handels auferlegt werden, eine 
Finanzzuweisung in Höhe von 1,35 DM je Einwoh- 
ner. Maßgebend ist die Wohnbevölkerung, die das 
Statistische Bundesamt für den 9. Mai 1961 fest- 
stellt. Die Finanzzuweisung ist in drei gleichen 
Teilbeträgen am 1. Juli 1961, 1. Juli 1962 und 1. Juli 
1963 zu zahlen. 

§ 11 

unverändert 


§ 12 

unverändert 
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